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Abkürzungsverzeichnis

UREK-SR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates
BVET Bundesamt für Veterinärwesen (später: Bundesamt für

Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen BLV)

CEATE-CE Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil des Etats

OVF Office fédéral vétérinaire (après: Office fédéral de la sécurité
alimentaire et des affaires vétérinaires OSAV)
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Tierische Produktion

Im Berichtsjahr wurden die Diskussionen über das revidierte Tierseuchengesetz (TSG)
fortgeführt. Der Ständerat als Zweitrat änderte in der Frühlingssession den Entwurf
dahingehend, dass der Bund sich nicht an den Kosten der Tierseuchenbekämpfung
beteiligen, sondern diese den Kantonen überlassen solle. Da bereits die Projektplanung
und -leitung, die Überwachung als auch Forschungsarbeiten zu dieser Thematik durch
den Bund finanziert würden, sei es an den Kantonen, für Laborkosten,
Probeentnahmen, Tierarztkosten und dergleichen aufzukommen. Zwei Drittel der
kleinen Kammer stellten sich hinter diesen Beschluss. Ferner wurde entschieden, dass
die Kompetenzen des Bundesamtes für Veterinärwesen (BVET) im Falle einer akuten
Bedrohung erweitert werden: So soll es nicht nur vorübergehend den Tierverkehr oder
die Freilandhaltung sowie Märkte, Tierversteigerungen o.Ä. verbieten dürfen, sondern
auch Ställe, Weiden und Ortschaften für den Tierverkehr absperren, Desinfektionen
vornehmen oder den Personen- und Warenverkehr einschränken können. Die für
diesen Artikel obligatorische Ausgabenbremse wurde einstimmig gelöst. Ein Antrag
Schmid (fdp, GR), der die Kantone explizit in die Entscheidungsfindung über zeitlich
begrenzte Abgabenerhebungen zur Bekämpfung von Tierseuchen einbinden wollte,
wurde abgelehnt. Nachdem der Nationalrat in der Differenzbereinigung die
vorgenommenen Abänderungen ausnahmslos akzeptiert hatte, wurde das revidierte
Gesetz in den Schlussabstimmungen im Ständerat einstimmig und im Nationalrat mit
192 zu 1 Stimme angenommen.

Abstimmung vom 25. November 2012

Beteiligung: 26,9% 
Ja: 946 200 (68,3%) / 19 5/2 Stände
Nein: 439 589 (31,7%) / 1 1/2 Stände

Parolen:
Ja: FDP, CVP, SP, EVP, CSP, GPS (1*), GLP, BDP; SBV, SGB.
Nein: SVP (7*), EDU; VKMB, Bio Suisse, Uniterre.
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2012
JOHANNA KÜNZLER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Entgegen dem Nationalrat lehnte der Ständerat in der Wintersession 2019 die Motion
Graf-Litscher (sp, TG) für die Schaffung eines gesetzlich verpflichtenden
Grundschutzes für kritische Strominfrastrukturen gegenüber Cyberangriffen und
relevanten Naturgefahren stillschweigend ab. Zuvor hatte die einstimmige UREK-SR wie
auch der Bundesrat dafür plädiert, die Motion abzulehnen. Kommissionssprecher
Martin Schmid (fdp, GR) erklärte in der kleinen Kammer, weder der Bundesrat noch die
ständerätliche Kommission stellten das Ziel der Motionärin infrage, sie sähen jedoch
den gesetzgeberischen Handlungsbedarf nicht mehr gegeben. So seien beispielsweise
mit der nationalen Strategie zum Schutz kritischer Infrastrukturen 2018–2022 oder mit
dem revidierten Energiegesetz, das erst nach Einreichen dieses Vorstosses in Kraft
getreten sei und das einige Anpassungen in den Bereichen Datensicherheit erfahren
habe, bereits ausreichende Massnahmen erarbeitet worden, um den Schutz dieser
wichtigen Infrastrukturen vor Cyberangriffen zu verbessern, erklärte Schmid im
Plenum. 2

MOTION
DATUM: 05.12.2019
MARCO ACKERMANN

1) AB SR, 2012, S. 111 ff. und S. 274; AB NR, 2012, S. 385 f. und S.558.
2) AB SR, 2019, S.1078f.; Bericht UREK-SR vom 10.10.19
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